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Einleitung 

In der Frage nach dem Rechtscharakter1 der Tarifverträge% und der 
Allgemeinverbindlicherklärung2 ist, nach mehr als 30jährigem Streit3, 

auch heute noch kein Friede in Sicht. Im Gegenteil, gerade in jüngster 
Zeit wurden neue Lösungsversuche bekannt, die die Diskussion immer 
wieder in Bewegung bringen4• 

Um dem rechtlichen Charakter zunächst der Tarifverträge auf die 
Spur zu kommen, scheint es sinnvoll, zuerst deren Einordnung ins 
öffentliche oder ins private Recht bzw. in beide Bereiche zu klären. 
Hierdurch wird der Blick frei für die m. E. gewichtigere Frage nach dem 
Geltungsgrund der Tarünormen, die zugleich aufs engste mit deren Ein-
ordnung ins Gesamtrechtssystem verbunden ist. 

Es zeigt sich nämlich - nach der Aussonderung einiger Theorien, die 
nicht zu überzeugen vermögen - sehr bald, daß die bislang herrschende 
Delegationstheorie mit ihrem Verständnis der Tarifnormen als Rechts-
sätze kraft hoheitlich delegierter Rechtssetzungsbefugnis nicht mehr 
unangefochten ist, sondem ein privatautonomer Erklärungsversuch an 
Boden gewinnt. Der Streit spitzt sich zu auf die Frage, ob die Tarif-
normen staatlich delegiertes Recht oder privatautonomes, durch gesetz-
liche Anordnung im Rahmen des Günstigkeitsprinzips unabdingbar 
gewordenes Recht (rechtsgeschäftliche Normen) sind. Anders liegen die 
Dinge beim allgemeinverbindlich erklärten Tarüvertrag. Daß die All-
gemeinverbindlicherklärung öffentlich-rechtlichen Charakter hat, ist 
ohne weiteres klar; bedarf doch die grundsätzlich auf den Kreis der Mit-

1 In der Literatur findet man statt dessen auch häufig die Bezeichnung 
"Rechtnatur". Zwischen beiden Begriffen soll im Rahmen dieser Arbeit nicht 
unterschieden werden. 

2 Auf eine Definition der Begriffe "Tarifvertrag" und "Allgemeinverbind-
licherklärung" wird verzichtet, da sie als bekannt vorausgesetzt werden. 

3 Die Auseinandersetzung um die Rechtsnatur des Tarifvertrages bekam 
mit Erlaß der Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Angestellten-
ausschüsse und Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten (TarifVO) vom 23. De-
zember 1918 (RGBl. I S. 1456 ff.) ihre gesetzgeberische Grundlage. 

4 Hierbei erweist sich ein Blick über die Grenze auf die Entwicklung im 
Österreichischen Arbeitsrecht immer wieder als nützlich, da infolge der dort 
zu beobachtenden lebhaften Diskussion wertvolle Impulse für das deutsche 
Arbeitsrecht zu gewinnen sind. 

Zur Frage des Tarifrechts im Rahmen der EWG vgl. Biedenkopf, Kurt H., 
Die zukünftige Entwicklung des Tarifvertragsrechts in der Europäischen 
Gemeinschaft, in: Mayer-Maly, Theo (Hrsg.) Kollektivverträge in Europa-
Conventions collectives de travail, München und Salzburg 1972. 
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glieder beschränkte Regelungsbefugnis der Tarifverbände eines staat-
lichen Hoheitsakts, um auch die Außenseiter erfassen zu können. 

Schwierigkeiten bereitet jedoch die Frage, ob es sich bei dem Hoheits-
akt "Allgemeinverbindlicherklärung" um 

(a) eine Maßnahme zur Erweiterung des Geltungsbereichs der auto-
nomen Tarifnormen in Form eines Verwaltungsakts handelt, oder 

(b) um die staatliche Zustimmung zur Ausübung einer latent bereits 
vorgegebenen Regelungsbefugnis der Verbände auch hinsichtlich der 
Außenseiter, ähnlich der körperschaftlichen Satzungsgenehmigung, 
oder 

(c) um einen Akt der Rechtssetzung. 

Es ist also wieder die Frage nach dem Geltungsgrund, der dann seiner-
seits wieder die Rechtsform - Verwaltungsakt oder Rechtsverord-
nung - der Allgemeinverbindlicherklärung bestimmt, die der Lösung 
bedarf. 



Erster Teil 

Der Rechtscharakter der Tarifverträge 

Erster Abschnitt 

Die Einordnung der Tarifverträge ins öffentliche 
oder ins private Recht als Vorfrage 

Der Tarifvertrag enthält - neben der Regelung von Rechten und 
Pflichten der Tarüparteien im obligatorischen Teil - Rechtsnormen 
mit unmittelbarer und zwingender Wirkung zwischen den beiderseits 
Tarifgebundenen (§ 4 Abs. I TVG)6• Die Frage nach dem Rechtscharakter 
dieses zwiespältigen Gebildes "Tarüvertrag" wirft nun seit jeher 
beachtliche Schwierigkeiten auf. 

So ist auch seine Einordnung ins öffentliche oder ins private Recht 
bzw. seine Ansiedlung zwischen diesen Bereichen nach wie vor um-
stritten. Wer den Tarifvertrag dem öffentlichen Recht zuordnen will6 , 

scheitert u. a. daran, daß kein Träger öffentlicher Gewalt am Tarüver-
hältnis beteiligt ist; seine Zuordnung zum Privatrecht7 dagegen stößt 
auf die schwierige Frage der Rechtsetzungsmacht in der Hand von 
Privaten. Aber auch die Charakterisierung des Tarifvertrags als Be-
standteil sowohl des öffentlichen als auch des privaten Rechts8 vermag 
im Rahmen der allgemeinen Lehren nicht voll zu befriedigen. 

1. Kapitel: Der Stand der Meinungen 

I. Der Tarifvertrag als rein öffentlich-rethtUthe Institution 

Die Einordnung des ganzen Tarifvertrags in das öffentliche Recht 
war zur Zeit der Geltung der TarüV09 durchaus verbreitet. Heute 
dagegen werden rein öffentlich-rechtliche Theorien - soweit ersieht-

6 Tarnvertragsgesetz vom 9. April 1949 (WiGBl. 1949 S. 55) i. d. F. vom 
25. August 1969 (BGBl. I S. 1323). 

6 Vgl. zu den öffentlich-rechtlichen Theorien die Literaturangaben in 
Anm.9ff. 

1 So die h.M. 
s Vgl. hierzu die unten bei Anm. 16 zitierten Autoren. 
• Vgl. oben Anm. 3. 


